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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Die Forderung der „Elternlobby Schweiz“ nach der freien Schulwahl ist, ob als
generelles Anliegen oder beispielsweise auf die Oberstufe beschränkt, schweizweit
nach wie vor nicht mehrheitsfähig. Nach gescheiterten Plebisziten in den Kantonen
Basel-Landschaft und Thurgau sowie dem Rückzug einer entsprechenden Initiative in
Solothurn, nahmen im Februar des Berichtsjahrs auch 82,5 % der Stimmbevölkerung im
Kanton St. Gallen klar Stellung gegen das Anliegen. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.02.2011
SUZANNE SCHÄR

Grundschulen

Mit seinen Urteilen zu Fällen in drei Kantonen stützte das Bundesgericht den Grundsatz,
dass die tieferen Löhne der Kindergärtnerinnen gegenüber den Löhnen der
Primarlehrer nicht diskriminierend seien, solange nicht zu grosse Differenzen
entstünden. Das Bundesgericht wies entsprechende Beschwerden der
Kindergärtnerinnen in den Kantonen Schwyz und Thurgau ab. Abgewiesen wurde zudem
die Beschwerde der Zürcher Kindergärtnerinnen gegen einen Entscheid des Zürcher
Verwaltungsgerichts, in welchem eine Lohndifferenz von 18 Prozent aufgrund der
unterschiedlichen Arbeitspensen und der unterschiedlichen Wertigkeit der Arbeit als
zulässig befunden worden war. Die Lausanner Richter machten Unterschiede bei den
Arbeitspensen, die längere Ausbildungszeit und die breitere Berufsausbildung der
Primarlehrer geltend, welche nichts mit geschlechtsdiskriminierenden Bewertungs-
und Vergleichskriterien zu tun hätten. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.01.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Nicht zuletzt als Reaktion auf die Ermordung eines Reallehrers im Kanton St. Gallen
präsentierte die Kantonsregierung Ende des Berichtsjahres ein revidiertes
Volksschulgesetz mit Massnahmen, die den Schutz und die Sicherheit der Bevölkerung
verbessern und den Anspruch auf ein friedliches Zusammenleben unter den
verschiedenen Kulturen unterstützen sollen. Vorgesehen ist die Einrichtung einer
besonderen Unterrichts- und Betreuungsstätte für im Unterricht untragbar gewordene
Schülerinnen und Schüler sowie die Möglichkeit der Einweisung von Schülerinnen und
Schülern in ein Heim für Schwererziehbare. Weiter beinhaltet das revidierte Gesetz die
Einführung eines jährigen, für alle neuzugezogenen ausländischen Schülerinnen und
Schüler im Oberstufenalter obligatorischen Integrationskurses sowie die Möglichkeit
einer ausnahmsweisen Entlassung von Schülerinnen und Schülern aus der Schule,
denen die Schule objektiv nichts mehr bringe. Schliesslich wurde die Erteilung von
Bussen für Eltern erwogen, die Elternabende schwänzen oder ihre Kinder bei der
Schularbeit nicht unterstützen. Die Vorschläge der St. Galler Regierung lösten heftige
Reaktionen und ein grosses Medieninteresse auf nationaler Ebene aus. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 07.11.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Kanton Tessin gab die von Kreisen der katholischen Bewegung „Communione e
Liberazione“ lancierte Volksinitiative „für eine tatsächliche Freiheit in der Schulwahl“
Anlass zu heftigen Diskussionen. Als zentraler Punkt forderte die Initiative staatliche
Beiträge an Privatschulen und plädierte im weiteren für die Abschaffung des staatlichen
Monopols in der öffentlichen Schule sowie für eine Wiederherstellung des durch die
Trennung von Staat und Kirche verlorenen Einflusses des Christentums auf die
Gesellschaft. Nach einer über neunstündigen Debatte hiess das Kantonsparlament
gegen eine starke Ratsminderheit bestehend aus dem grössten Teil der FDP- sowie der
SP-Fraktion das Volksbegehren zuhanden der Volksabstimmung gut und stellte ihm
gleichzeitig einen Gegenvorschlag zur Seite, der den finanziellen Beitrag des Kantons
auf die obligatorische Schulzeit beschränkt. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 09.11.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Das basellandschaftliche Lehrerseminar stellte ein Pilotprojekt für einen neuen
Primarlehrer-Ausbildungsgang vor. Unter dem Titel „Flexible Ausbildung von
Lehrkräften für die Primarschule“ wurde ab Sommer 2001 ein Lehrgang in Aussicht
gestellt, der einerseits die Präsenzzeit am Seminar auf zwei Tage pro Woche reduziert,
andererseits die Ausbildung via Internet und in strukturierten Lerngruppen ausbaut.
Das unter dem Patronat der EDK stehende Projekt richtete sich auch an Personen, die
nicht in Baselland wohnen. Es sollte drei oder allenfalls vier Jahre mit einem
anschliessenden Semester zur berufsbegleitenden Einführung dauern und strebte
einen hohen Grad an Flexibilität und Selbstbestimmung der Primarlehrerinnen und
-lehrer an. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.11.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Wohl hatten im Berichtsjahr fast alle Kantone in irgendeiner Form die Herausforderung
der IKT in den Schulen angenommen, doch vorhandener Wille und Infrastruktur
reichten oft nicht aus, wenn die Ausbildung der Lehrkräfte und eine adäquate
Betreuung und Unterstützung vor Ort fehlten. Bei der Umsetzung des Gebots „Schulen
ans Netz!“ bestanden nach wie vor starke kantonale und regionale sowie
schulstufenspezifische Unterschiede. Gerade hinsichtlich der Infrastruktur war auf der
Sekundarstufe I gegenüber der Sekundarstufe II noch grosser Nachholbedarf zu
verzeichnen. Mit vereinten Kräften wollten Bund, Kantone und Wirtschaftspartner den
Anschluss aller Primar-, Sekundar-, Mittel- und Berufsschulen der Schweiz an das
Internet realisieren. So war laut Bundesrat seitens der Wirtschaft die Bereitschaft zur
Unterstützung des Infrastrukturauf- und ausbaus an den Schulen mit 100 Mio Fr.
signalisiert worden. Ein dementsprechend angemessenes Engagement des Bundes
wurde in Aussicht gestellt. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 22.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Kanton Tessin erlitt die heftig und kontrovers debattierte Volksinitiative „für eine
effektive Freiheit in der Wahl der Schule“ mit über 74% Nein-Stimmen eine
vernichtende Niederlage. Das Volksbegehren mit nationaler Signalwirkung hatte
Bildungsgutscheine als Beiträge an Eltern, die ihre Kinder in Privatschulen schicken, in
der Höhe von rund 10 Mio Fr. verlangt. Dass es der Stimmbevölkerung mit der
Verwerfung der Initiative um das Prinzip der Bildungsgutscheine für Privatschulen an
sich – und nicht um die Frage nach der Beitragshöhe – gegangen war, zeigte sich in der
Ablehnung des Gegenvorschlags mit über 72% Nein-Stimmen. Der Gegenvorschlag hatte
tiefere Beiträge und eine Beschränkung der Zahlungen auf die obligatorische Schulzeit
vorgesehen. Bei beiden Vorlagen hätten auch einkommensstarke Eltern von den
Gutscheinen profitiert. Die Initianten bedauerten das Abstimmungsergebnis und
beklagten, die Bevölkerung habe das Begehren als Angriff auf die öffentliche Schule und
als Geschenk an begüterte Eltern missverstanden. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 12.02.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Der St. Galler Grosse Rat stimmte einer Revision des Volksschulgesetzes und damit
einem „Repressionsartikel“ zur Einrichtung von „Besonderen Unterrichts- und
Betreuungsstätten“ (BUB) für renitente Schülerinnen und Schüler zu. Demnach können
gewalttätige, für den Unterricht nicht mehr tragbare Schülerinnen und Schüler von den
Vormundschaftsbehörden für ein Jahr in die BUB eingewiesen werden – auch ohne
Zustimmung der Eltern. Laut den Behörden wird ab Beginn des neuen Schuljahres im
August 2002 die Einweisung von aus der Schule ausgeschlossener Jugendlichen in ein
Strafinternat Realität werden. Dank der Bereitstellung der BUB hätten die
Vormundschaftsbehörden nun die Möglichkeit, auch in schwierigen Situationen
fördernde Massnahmen für die Schülerinnen und Schüler einzuleiten. Im Kanton Bern
stimmte das Parlament einer Revision des Volksschulgesetzes zu, womit der Ausschluss
von renitenten Schülerinnen und Schülern während maximal zwölf Wochen pro
Schuljahr möglich wird. Im weiteren ermöglicht das revidierte Gesetz flexible Lösungen
für die Integration von Schulkindern mit unterschiedlichen Lernfähigkeiten.
. 8

KANTONALE POLITIK
DATUM: 28.09.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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Die Kantone Uri, Ob- und Nidwalden sowie Schwyz entschieden, vom Schuljahr
2005/06 an ab der 3. Klasse Englisch als erste Fremdsprache unterrichten zu lassen. An
den Tessiner Schulen wird Englisch künftig obligatorisch; Priorität im
Fremdsprachenunterricht behalten aber Französisch und Deutsch. Die Ostschweizer
Kantone beschlossen, Frühenglisch koordiniert einzuführen, liessen den Zeitpunkt aber
noch offen; die Nordwestschweizer Kantone bleiben bei Französisch als erster
Fremdsprache, wollen den Beginn des Fremdsprachenunterrichts aber ebenfalls
vorziehen. Übereinstimmend betonten die regionalen
Erziehungsdirektorenkonferenzen der Deutschschweiz, es sei dringender, die
Konsequenzen aus der PISA-Studie im Bereich der Muttersprache zu ziehen als
Ressourcen in den frühen Fremdsprachenunterricht zu investieren. 9

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.02.2002
MARIANNE BENTELI

Im Kanton Zürich wollte der abtretende Bildungsdirektor Buschor (cvp) die Volksschule
einer grundlegenden Reform unterziehen. Die Schulpflicht sollte zwecks Schaffung
einer Basisstufe (Zusammenfassung von zweijährigem Kindergarten sowie 1. und 2.
Klasse) um ein Jahr auf zehn Jahre verlängert, das Pilotprojekt mit Englisch- und
Computerunterricht ab der 3. Primarklasse auf den ganzen Kanton ausgedehnt und für
den vormittäglichen Unterricht verbindliche Blockzeiten eingeführt werden.
Vorgeschlagen war auch eine grössere Autonomie der einzelnen Schulen, die
Abschaffung der Bezirksschulpflege und ihre Ersetzung durch eine Fachstelle, ein
Mitwirkungsrecht der Eltern (verbunden mit Elternpflichten), die spezielle Förderung
multikultureller Schulen, ein verstärkter Einbezug sonderpädagogischer Angebote in
den normalen Schulbetrieb sowie die Neuregelung der Schulversuche. Obgleich im
Kantonsrat mit Ausnahme der SVP und der EVP alle die Vorlage unterstützt hatten,
bildete sich quer durch die Parteien ein sehr aktives Nein-Komitee, das im
Wesentlichen gegen die Einführung der Basisstufe und die Abschaffung der
Bezirksschulpflege kämpfte. Die linken Gegner kritisierten zudem, das neue Gesetz
richte sich einseitig nach den Forderungen der Wirtschaft. Die Argumente des Nein-
Komitees schienen vor allem in den ländlichen Gebieten auf fruchtbaren Boden zu
fallen. Während die Stadt Zürich das neue Volksschulgesetz mit 58,6% Ja-Stimmen
annahm, wurde es vom Kanton mit 52,2% Nein-Stimmen verworfen. Die Abschaffung
der Bezirksschulpflege, die eine Verfassungsänderung nötig machte, weshalb sie dem
Volk in einer separaten Vorlage unterbreitet wurde, erhielt hingegen Zustimmung
(52,6% Ja), gleich wie die ebenfalls gesondert vorgelegte Neuregelung der
Schulversuche (58,7%). Wenige Tage nach der Abstimmung reichten Vertreterinnen und
Vertreter der FDP, SP, CVP und der Grünen eine parlamentarische Initiative mit den
unbestrittenen Elementen des Volksschulgesetzes ein (Teilautonomie der Schulen,
professionelle Schulaufsicht). Da in erster Linie die Basisstufe zur Niederlage in der
Abstimmung geführt hatte, verlangt die Initiative einen kantonsweit einheitlich
geregelten Kindergarten, wobei der Besuch eines der beiden Jahre obligatorisch sein
soll. 10

KANTONALE POLITIK
DATUM: 03.12.2002
MARIANNE BENTELI

In Basel wird ab dem Schuljahr 2003/2004 in allen Volksschulen bis zum 7. Schuljahr in
Blockzeiten unterrichtet. Damit wird Basel-Stadt der erste Deutschschweizer Kanton
mit einer derart umfassenden Blockzeitenregelung. Im Kanton Basel-Land fand das
Prinzip der Blockzeiten ebenfalls Eingang ins neue Bildungsgesetz, doch kann den
Gemeinden erlaubt werden, davon Ausnahmen zu machen. 11

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.12.2002
MARIANNE BENTELI

Mitte des Berichtsjahres legten die Zürcher Lehrkräfte mit einer grossen Protestaktion
die Schulen lahm. Rund 5700 Lehrerinnen und Lehrer streikten und gingen auf die
Strasse, um gegen die geplanten Sparmassnahmen des Regierungsrates zu protestieren.
Die Sparpläne, welche Teil eines Sanierungsprogramms der Zürcher Kantonsfinanzen
waren, sahen unter anderem die Erhöhung der Richtwerte für die Klassengrössen um
drei auf 28 Schulkinder vor. 12

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Mehrere Kantone verfügten als letzte Massnahme gegen renitente Schülerinnen und
Schüler den Ausschluss vom Unterricht bis zu mehreren Wochen. Viele Gemeinden
stellten Schulsozialarbeiter an, damit sich die Lehrkräfte vermehrt wieder ihrer
eigentlichen Aufgabe, der Vermittlung des Schulstoffes, widmen können. 13

KANTONALE POLITIK
DATUM: 26.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Die Auseinandersetzung um den Fremdsprachenunterricht ging 2005 weiter: Ein
Komitee aus Lehrpersonen und Politikern aus der Ost- und Zentralschweiz (SG, TG, SH,
ZH, ZG, OW, NW, SZ) machte sich gegen die Einführung einer zweiten Fremdsprache auf
Primarschulstufe stark und sprach sich damit indirekt gegen das Französische aus, weil
in all diesen Kantonen Englisch als erste Fremdsprache gelehrt werden soll. Das
Nidwaldner Parlament entschied, Englisch ab dem 3. und Französisch ab dem 7.
Schuljahr (und damit erst in der Oberstufe) zu unterrichten. Damit setzte sich der
Kanton als zweiter nach Appenzell Innerrhoden über die Empfehlungen der EDK (Beginn
des Fremdsprachenunterrichts im 3. und 5. Schuljahr) hinweg. Die Freiburger
Erziehungsdirektorin Chassot (cvp) hingegen erklärte, eine allfällige Abschaffung des
Französischunterrichts in den Primarschulen Zürichs, wo eine entsprechende Initiative
hängig ist, nicht hinnehmen zu wollen, und im Tessin erwog die Vereinigung „Coscienza
svizzera“ die Lancierung eines eidgenössischen Volksbegehrens, das als erste
Fremdspracheeine Landessprache verlangt. 14

KANTONALE POLITIK
DATUM: 13.04.2005
MAGDALENA BERNATH

In vier Kantonen fanden Urnengänge zum Thema Fremdsprachenunterricht statt:
Schaffhausen, Thurgau und Zürich lehnten je eine Volksinitiative ab, welche in der
Primarschule nur eine Fremdsprache vorsah, Zug sprach sich gegen ein Begehren aus,
das statt Französisch Englisch als erste Fremdsprache einführen wollte. 15

KANTONALE POLITIK
DATUM: 27.02.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Kanton Basel-Stadt startete im Herbst einen Pilotversuch mit zwei Klassen von 15-
jährigen Schülerinnen und Schülern, welche in Uniformen den Unterricht besuchen.
Damit wollen die Schulen dem sozialen Druck zu teuren Markenkleidern und dem zum
Teil freizügigen Kleidungsstil der Jugendlichen begegnen. 16

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.10.2006
MAGDALENA BERNATH

Die Bündner Jungsozialisten lancierten eine kantonale Volksinitiative für die
Abschaffung des Religionsunterrichts und wollen diesen durch einen Ethikunterricht
ersetzen [26]. Die multireligiöse Gesellschaft und der Zusammenhang mit der
Neugestaltung des Religionsunterrichts war auch in Zürich ein Thema. Dort wird mit
dem Fach Religion und Kultur auf ein interreligiöses Modell gesetzt. Der
überkonfessionelle so genannt neutrale Religionsunterricht ist europaweit ein Thema
und in verschiedenen Ländern dabei, die Schulen zu erobern. Dies aufgrund von
Migration und wachsender religiöser Pluralität. Die Erneuerungen des schulischen
Religionsunterrichts in Zürich haben darum auch in anderen Kantonen und Ländern
Interesse geweckt. 17

KANTONALE POLITIK
DATUM: 07.03.2007
LINDA ROHRER

Für weitere Aufregung im Bildungsbereich sorgte im Berichtsjahr der Verein Elternlobby
mit seiner Idee einer freien Schulwahl für alle. In den Kantonen Basel-Stadt,
Schaffhausen, Solothurn und Thurgau wurden 2008 Initiativen zur freien Schulwahl
lanciert; in sechs weiteren Kantonen (AG, AR, LU, SG, VD, ZH) waren gleichlautende
Volksbegehren in Vorbereitung. Im Kanton Basel-Landschaft war eine entsprechende
Initiative bereits 2006 eingereicht worden. Die Initianten möchten es den Eltern
ermöglichen, frei zwischen den einzelnen staatlichen Volksschulen und privaten
Bildungseinrichtungen zu wählen. Finanziert würden die Schulen in freier Trägerschaft
durch Kostenbeiträge, die sich an den Durchschnittskosten der öffentlichen Schulen
orientieren. Von den Steuergeldern könnten nur jene Privatschulen profitieren, welche
die vom Kanton formulierten Bildungsanforderungen erfüllten. Die Schulen müssten
sich zudem verpflichten, alle Kinder unabhängig ihrer Herkunft und Religion
aufzunehmen und von den Eltern keine zusätzlichen Mittel zu fordern. 18

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.03.2008
ANDREA MOSIMANN
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Das erste Referendum konnte im Frühjahr in Luzern eingereicht werden, weitere
kamen in den Kantonen Graubünden, Nidwalden, Sankt Gallen, Thurgau und Zürich
zustande. Im Kanton Bern war die Unterschriftensammlung Ende 2008 noch am Laufen.
Im Gegensatz zur Deutschschweiz gab es in den französischsprachigen Kantonen kaum
Widerstand gegen HarmoS. Einzig im Kanton Jura hatte die SVP das Referendum
ergriffen, brachte aber von den 2000 notwendigen Unterschriften nur 1500
zusammen. 19

KANTONALE POLITIK
DATUM: 08.07.2008
ANDREA MOSIMANN

Ende November fand im Kanton Basel-Landschaft die erste Volksabstimmung über die
freie Schulwahl statt. Das Ergebnis fiel überraschend deutlich aus, die Initiative wurde
mit 79% der Stimmen abgelehnt. Allerdings wird der Staatsbeitrag für private Schulen
von 2000 auf 2500 Fr. pro Schüler und Jahr erhöht. Die Stimmbürger hiessen einen
entsprechenden Gegenvorschlag gut. Der Verein Elternlobby liess sich von diesem
Misserfolg nicht beirren und verfolgte das Anliegen der freien Schulwahl in den übrigen
Kantonen weiter. 20

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.12.2008
ANDREA MOSIMANN

In den Kantonen Bern, Freiburg und Zug kamen die Referenden gegen den
Beitrittsentscheid der Parlamente zustande. In Uri wurde der Beitritt bereits vom
Landrat der obligatorischen Volksabstimmung unterstellt. 21

KANTONALE POLITIK
DATUM: 03.07.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Kanton Bern wurde das Konkordat in der Volksabstimmung vom 27. September mit
51,5% der Stimmen gutgeheissen. Die EDU sowie Vertreter der SVP hatten das
Referendum ergriffen. Für HarmoS setzten sich im Abstimmungskampf alle anderen
Parteien sowie Wirtschafts- und Personalverbände ein. 22

KANTONALE POLITIK
DATUM: 27.09.2009
ANDREA MOSIMANN

Aufgrund der Vernehmlassungsresultate wurde der Lehrplan von der zuständigen
Geschäftsstelle der Erziehungsdirektorenkonferenz überarbeitet. Wie vorgesehen wird
der Unterricht nach Fachbereichen und nicht nach einzelnen Fächern gegliedert. Auf
der Sekundarstufe I werden aber für Chemie, Physik, Biologie, Geografie und
Geschichte klare Ziele ausgearbeitet. Bei den überfachlichen Aufträgen hat man sich
auf drei Schwerpunkte (Berufsvorbereitung, Umgang mit IT und Medien sowie
nachhaltige Entwicklung) beschränkt und ist nicht auf die Vielzahl von Forderungen (z.B.
HIV-Prävention, sexuelle Orientierung) eingetreten. Um der SVP den Wind aus den
Segeln zu nehmen, wurden auch gewisse konservative Anliegen berücksichtigt, dazu
gehört insbesondere die Aufnahme der Ausdauer bei den überfachlichen
Kompetenzen. 23

KANTONALE POLITIK
DATUM: 06.11.2009
ANDREA MOSIMANN

Dans plusieurs cantons, tels que ceux de Berne, Fribourg, Valais, Soleure, Bâle-Ville et
Bâle-Campagne, des modifications aux niveaux de l’enseignement des langues
étrangères ont été lancées par le Plan d’études romand (PER) et le Lehrplan 21. Il s’agit
donc d’apprendre l’allemand ou le français, dès la 3ème primaire, et d’introduire
l’anglais en 5ème primaire. L’objectif est d’améliorer les connaissances en anglais,
idiome international, tout en maintenant en priorité l’apprentissage d’une langue
étrangère nationale, afin de promouvoir la multiculturalité suisse. Néanmoins, ce projet
a soulevé de nombreuses inquiétudes. Beaucoup d’enseignants ont estimés qu’il était
voué à l’échec, s’il n’était pas doté de moyens supplémentaires. 24

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.11.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Le débat sur l’enseignement du français dans les écoles primaires alémaniques a
repris de plus belle en 2013. En montrant du doigt un Lehrplan 21 trop chargé, de
nombreux cantons alémaniques comme Lucerne, Nidwald ou encore Thurgovie ont
lancé des initiatives pour qu’une seule langue étrangère soit enseignée dans les écoles
primaires de leurs cantons. Néanmoins, il est important de spécifier que l’objectif de la
conférence des directeurs cantonaux de l’instruction publique (CDIP) est d’introduire
deux langues étrangères dès l’école primaire. De son côté, l’association faîtière des
enseignantes et enseignants alémaniques (LCH) s’oppose aux initiatives cantonales. En
effet, elle estime qu’il est préférable d’attendre les résultats obtenus sur plusieurs
années avant de tirer des conclusions qui seraient forcément hâtives. Finalement, le
syndicat des enseignants romands de l’école obligatoire (SER) a tiré sur la sonnette
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d’alarme. Pour lui, les cantons romands ne doivent pas être les seuls à supporter l’effort
de la solidarité linguistique confédérale. La loi fédérale sur les langues nationales doit à
tout prix être respectée selon le syndicat. Il est donc impossible, pour le SER, de
sacrifier le français dans les écoles alémaniques. 25

L’intégralité des cantons romands, sauf Vaud, ont mis en place, ou alors envisagent, des
coupes budgétaires au niveau de l'éducation. De nombreuses discussions sur les
mesures d’économies liées à l’enseignement ont animé les débats, en particulier lors
de la rentrée scolaire. Par exemple, le canton de Fribourg a supprimé plus de 40 postes
d’enseignants à temps plein, ou encore le Valais a connu un référendum facultatif au
sujet des  différentes mesures d’austérités budgétaires liées à l’éducation. Le principal
point d’interrogation s’est posé sur la question du lien entre mesures d’économies et
qualité de l’éducation. 26
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DATUM: 05.12.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Dans le cadre du débat, houleux, sur la question de l’enseignement des langues à
l’école primaire, l’arène a pris ses quartiers dans le canton de Nidwald, premier à se
prononcer sur la question. Alors que les arguments qui choisissent, très souvent,
comme étendard, la pédagogie ou la cohésion nationale, ont fusé, le canton de Nidwald
a fini par refuser l’initiative populaire lancée par le parti UDC. Ce premier acte se
conclut donc par un maintien du français à l’école primaire dans le canton de
Nidwald. 27
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GUILLAUME ZUMOFEN

Le débat sur l’enseignement des langues étrangères continue de brûler. Ainsi, ce n’est
ni la décision du département de l’éducation du canton de Thurgovie de rayer
l’enseignement du français à l’école primaire, ni l’aboutissement d’une initiative
populaire dans le canton de Zürich « Mehr Qualität – eine Fremdsprache an der
Primarschule » qui vont mettre un terme à la discussion qui enflamme les milieux
politiques et académiques, des deux côtés de la Sarine. Plusieurs voix ont estimé que la
décision du canton de Thurgovie, était inadmissible et qu’il s’agissait d’une attaque
frontale à la cohésion nationale et aux valeurs suisses. Ainsi, de nombreuses personnes
attendent une réaction du ministre de la culture Alain Berset (ps). Bien que les
questions liées à l’éducation demeurent sous la coupe cantonale, plusieurs estiment
que la Confédération se doit de réagir. 28

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.03.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Im Jahr 2017 kam das Frühfranzösisch in einigen Deutschschweizer Kantonen unter
Druck. Anfangs Mai hiess das Kantonsparlament des Kantons Thurgau mit 64 zu 53
Stimmen ein Gesetz gut, mit dem der Französischunterricht aus der Primarschule
gestrichen werden und stattdessen in die Sekundarstufe verschoben werden sollte.
Zwar erfolgte der Entscheid in erster Lesung, das heisst, er musste vom Grossen Rat
noch in zweiter Lesung und in der Schlussabstimmung bestätigt werden. Die Medien
gingen davon aus, dass im Falle der definitiven Annahme des Gesetzes durch das
Parlament das Behördenreferendum – dafür müssen 30 der 130 Thurgauer
Parlamentsmitglieder unterzeichnen – ergriffen würde, am Ende also das Stimmvolk das
letzte Wort haben würde. Unabhängig dessen gingen die Wogen hoch. Der Genfer
Regierungsrat Antonio Hodgers (GE, gp) ergriff Mitte Mai in der Weltwoche das Wort. Als
„Angriff auf die Schweiz“ – so der Titel des Essays – verstand Hodgers die jüngste
politische Entwicklung im Kanton Thurgau. Der interkantonale Zusammenhalt beruhe
seiner Meinung nach auf drei Säulen. Die erste seien die politischen Institutionen, die
zweite der Finanzausgleich, die dritte nannte Hodgers „aktive Mehrsprachigkeit“.
Letzteres bedeute, dass jeder sich bemühe, den anderen zu verstehen. Der Kanton
Thurgau säble gerade an dieser Säule und so könne sich der Kanton Genf in Zukunft
vielleicht fragen, wieso man noch in einen Finanzausgleich zahlen solle. Er kritisierte,
dass das Französische in der Ratsdebatte als „Fremdsprache“ bezeichnet wurde, wo es
doch in der Bundesverfassung als „Landessprache“ qualifiziert sei. Und er erhob den
Mahnfinger: „Wenn uns der Wille abhandenkommt, einander zu verstehen, werden wir
keine Nation mehr sein“, so Hodgers Fazit.

Bevor jedoch das Thurgauer Gesetz gegen das Frühfranzösisch in die zweite Runde
ging, war der bildungspolitische Fokus auf den Kanton Zürich gerichtet. Dort stimmten
die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger am 21. Mai 2017 über die kantonale
Volksinitiative „Mehr Qualität – eine Fremdsprache an der Primarschule“ ab. Die
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Annahme der Initiative hätte zur Folge gehabt, dass in der Primarschule nur eine
Fremdsprache gelehrt und gelernt und eine zweite Fremdsprache erst auf
Sekundarstufe eingeführt würde. Dabei wurde es dem Zürcher Regierungsrat
überlassen, ob die erste Fremdsprache Französisch oder Englisch sein würde. Das
Initiativkomitee stellte sich auf den Standpunkt, dass viele Primarschüler überfordert
seien mit zwei Fremdsprachen in der Primarschule, denn vielen würden bereits
Grundlagenkenntnisse der deutschen Sprache fehlen. Der Regierungsrat sowie eine
Mehrheit des Zürcher Kantonsrates teilten diesen Standpunkt nicht und sprachen sich
gegen die Initiative aus. Eine grosse Mehrheit der Primarschüler würde den Unterricht
von zwei Fremdsprachen gut meistern, zudem seien Fremdsprachenkenntnisse eine
Schlüsselkompetenz in einer vernetzten Welt und gerade in der mehrsprachigen
Schweiz sei die bisherige Handhabung „ein Bekenntnis zum hohen Wert der
Vielsprachigkeit unseres Landes“, hielt der Regierungsrat in der Abstimmungszeitung
fest. Nicht zuletzt würde der Kanton bei Annahme der Initiative gegen das 2008 von den
Zürcher Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern angenommene HarmoS-Konkordat
verstossen und müsste folglich aus diesem austreten. Das HarmoS-Konkordat
verpflichtet die beigetretenen Kantonen unter anderem dazu, eine erste Fremdsprache
spätestens ab der dritten Klasse der Primarschule und eine zweite Fremdsprache
spätestens ab der fünften Klasse der Primarschule zu unterrichten. Die Zürcher
Stimmbevölkerung sprach sich am 21. Mai 2017 mit  60.8 Prozent Nein-Stimmen klar
gegen die Initiative aus. 

Am 14. Juni 2017 bekam Frauenfeld die nationale Aufmerksamkeit zurück, denn es kam
zur zweiten Lesung und zur Schlussabstimmung des Gesetzes. Zur grossen
Überraschung lehnte der Grosse Rat des Kantons Thurgau das Gesetz hauchdünn, mit
62 zu 60 Stimmen, ab. Die Medien machten nicht etwa allfällige Drohgebärden von
Bundesrat Berset für den Sinneswandel der kantonalen Legislative verantwortlich, eher
habe die Abstimmung im Kanton Zürich Signalwirkung gehabt. Der grösste Anteil an der
Kehrtwende des Grossen Rats wurde aber der Thurgauer Regierungsrätin Monika Knill
(TG, svp) zugeschrieben. Die NZZ titelte „Mutter Courage sichert Sprachenfrieden“ und
meinte damit Knill; La Liberté widmete Knill ein Portrait mit der Überschrift „Une
marathonienne pour le français“. Knill sei deswegen mutig, weil sich die
Erziehungsdirektorin im Thurgauer Parlament und in persönlichen Gesprächen
vehement für den Erhalt des Französischunterrichts in der Primarschule eingesetzt
hatte und damit gegen ihre eigene Partei angetreten war, die grossmehrheitlich für eine
Verschiebung des Französischunterrichts in die Sekundarstufe gewesen war. Als
Marathonläuferin wurde sie bezeichnet, weil sie im Rat unermüdlich mit zahlreichen
Vorschlägen versucht hatte, ihren Widersachern, die mit der niedrigen Qualität des
Französischunterrichts und der Überforderung der Schüler argumentiert hatten,
entgegenzukommen, ohne dass dadurch der Französischunterricht aus der
Primarschule gekippt werden musste. So stellte sie den Grossrätinnen und Grossräten
in Aussicht, dass sich überforderte Schüler erleichtert vom Französischunterricht
dispensieren können sollten, dass der Unterricht vermehrt in Halbklassen stattfinden
sollte und dass die Qualität des Französischunterrichts nach zwei Jahren evaluiert
werden sollte, um danach allfällige neue Massnahmen prüfen zu können. 

Im September 2017 mussten schliesslich die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger des
Kantons Luzern über die Volksinitiative „Eine Fremdsprache auf der Primarstufe“
abstimmen; über die gleiche Thematik also, wie die Zürcher Stimmberechtigten einige
Monate zuvor. Der Regierungsrat sowie eine Mehrheit des Kantonsparlaments sprachen
sich gegen die Initiative aus. Zwar hatte die Stimmbevölkerung des Kantons Luzern 2008
den Beitritt zum HarmoS-Konkordat abgelehnt, wodurch eine Annahme der Initiative
keine interkantonalen Verträge verletzen würde, wie dies in Zürich der Fall gewesen
wäre. Der Regierungsrat war aber der Meinung, dass Luzern bei einer Annahme zu einer
„Sprachinsel“ verkommen würde. Dies würde Luzerner Familien einen
Wohnortswechsel in einen anderen Kanton erschweren, da Luzerner Primarschüler im
interkantonalen Vergleich einen Rückstand in der Sprachkompetenz aufweisen würden.
Gemäss Ausführungen der Luzerner Regierung im Bericht an die Stimmberechtigten
würde dieser Rückstand die englische Sprache betreffen, denn „aus  Gründen  des
nationalen  Zusammenhalts“ sei es notwendig, dass bei einer Annahme der Initiative
weiterhin Französisch an der Primarschule unterrichtet werden würde. Die Luzerner
Stimmbevölkerung lehnte die Volksinitiative am 24. September 2017 mit 57.6 Prozent
Nein-Stimmen ab. 29
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Mittelschulen

Im Rahmen der Umsetzung des neuen Maturitätsanerkennungsreglements (MAR) von
1995 konnten das EDI und die EDK die Ausweise der ersten Gymnasien anerkennen,
welche seit 1996 nach dem neuen MAR unterrichten und voraussichtlich im Sommer
2001 die ersten Absolventinnen und Absolventen mit der neuen Matura entlassen
werden. Es handelte sich um die Kantonsschulen von Appenzell, Glarus und Trogen, die
Stiftsschule und die Sportmittelschule Engelberg, die Thurgauisch-Schaffhauserische
Maturitätsschule für Erwachsene und die Schweizerschule Sâo Paulo. Die Kantone
müssen die Reform bis 2003 umsetzen. 30

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.02.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

An ihrem dreitägigen Kongress „Zukunft ist Lernen“ diskutierten die
Mittelschulrektorinnen und -rektoren Reformen an der Sekundarschule II. Als
Diskussionsgrundlage dienten 13 Thesen, die der Vorstand der Dachkonferenz
„Treffpunkt Sekundarstufe II“ erarbeitet hatte. Darin fand sich unter anderem die
Forderung nach einer gesamtschweizerischen Regelung der Maturitäts- und
Diplomanerkennung, nach dem Verzicht auf Zulassungsbeschränkungen sowie nach
einer Verstärkung der Aus- und Weiterbildung der Lehrpersonen. Eine der 13 Thesen
postuliert ein eidgenössisches Mittelschulförderungsgesetz, welches ein breiteres
subsidiäres Wirken des Bundes ermöglichen sollte – so zur Förderung des
internationalen Austauschs, zur Einführung neuer Lerntechniken oder für die
fachdidaktische Forschung an Universitäten. Offizielle Behördenvertreter wie der
Zürcher Bildungsdirektor Ernst Buschor (ZH, cvp) oder EDK-Präsident Hans-Ulrich
Stöckling (SG, fdp) warnten aber vor zusätzlichen bildungspolitischen Verordnungen von
oben. 31

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.05.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Berufsbildung

Als erster Deutschschweizer Kanton führt Zürich einen Berufsbildungsfonds ein. Das
Volk hiess im September ein Berufsbildungsgesetz inklusive Berufsbildungsfonds mit
58% der Stimmen gut. Betriebe, die keine Lehrstellen anbieten, müssen künftig eine
Abgabe in einen kantonalen Fonds errichten; dieses Geld fliesst zurück an Firmen die
Lehrlinge ausbilden, sowie in Projekte zur Schaffung von Ausbildungsangeboten. Der
Fonds war von den bürgerlichen Parteien und dem Gewerbe vehement bekämpft
worden, während die Linke, Teile der CVP, der Kantonsrat und die Regierung ein Ja
empfohlen hatten. 32
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ANDREA MOSIMANN

Hochschulen

En octobre, le Conseil d'Etat tessinois a soumis au Grand Conseil son projet de loi pour
la constitution d'une université de la suisse italienne qui comprend la création d'une
Académie d'architecture et de deux facultés, l'une en sciences économiques et l'autre
en sciences de la communication. Bien que la Conférence universitaire suisse ait émis
un avis négatif sur l'opportunité d'une haute école dans cette partie de la Suisse, les
autorités cantonales ont décidé de poursuivre leur projet. A cet égard, elles se sont
vues confirmer le soutien du maire de Lugano qui, dans un message au Conseil
communal, a proposé que sa ville prenne en charge les facultés d'économie et de
communication. L'enseignement de l'architecture devrait, quant à lui, se dérouler à
Mendrisio. Les débats au sein du Grand Conseil sont prévus pour le début 1995. 33
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LIONEL EPERON

Le Grand Conseil tessinois a adopté à la quasi-unanimité la loi nécessaire à la création
d'une université de la Suisse italienne. Celle-ci - qui offrira dès l'automne 1996 une
formation en sciences économiques, en sciences de la communication ainsi qu'en
architecture - a continué à rencontrer du scepticisme, surtout de la part de la CUS et
des hautes écoles. Ces dernières ont exprimé leurs doutes quant à l'utilité d'une telle
université et ont fait part de leurs craintes de voir leurs subventions réduites. La cheffe
du DFI a en revanche exprimé tout son intérêt aux autorités tessinoises. Elle attendra
néanmoins la recommandation de la CUS et du Conseil de la science pour décider si
reconnaître ou non l'université tessinoise et lui accorder en conséquence quelque trois
millions de francs de subventions. 1200 étudiants sont attendus dès la première année
de fonctionnement, dont la moitié devrait suivre leurs études à l'académie
d'architecture de Mendrisio. 34
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Dans de nombreux cantons (Vaud, Zurich et Fribourg), les lois relatives au
fonctionnement et au statut des hautes écoles sont en voie de révision, voire même
ont été révisées (Bâle, Berne et Neuchâtel). Relevant de la philosophie de la nouvelle
gestion publique, les différentes réformes visent toutes à accroître l'autonomie des
universités. Celles-ci jouiront d'une grande marge de manoeuvre sous plus d'un aspect.
Dans le domaine financier, elles se verront attribuer des enveloppes budgétaires dont
elles pourront disposer à leur guise pour réaliser certains objectifs fixés par les
autorités politiques. Les hautes écoles devraient également bénéficier de plus de
liberté sur le plan du fonctionnement interne ainsi que du point de vue de la politique
d'engagement du personnel, à l'exception de la nomination des professeurs qui restera
de la compétence des exécutifs cantonaux. Principaux bénéficiaires de ce transfert de
compétences, les rectorats verront leur pouvoir de décision s'accroître
substantiellement, et ce notamment au détriment du corps professoral. Les différentes
réformes prévoient presque toutes la création d'organes de surveillance: équivalents
académiques des conseils d'administration, ces nouvelles structures, composées de
membres extérieurs à l'université, seront compétentes notamment pour définir les
grandes lignes de développement de l'institution. 35
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Au début de l'été, la CUS a recommandé au Conseil fédéral de reconnaître l'Université
de la Suisse italienne (USI) comme institution universitaire. Alors qu'elle avait émis des
doutes précédemment quant à l'utilité et à l'opportunité de l'USI, la CUS a en effet
estimé que la présence d'une structure universitaire dans le canton du Tessin était de
la plus grande importance pour des raisons politiques et culturelles. Signifiant pour
l'USI la possibilité de bénéficier des subventions fédérales, cette reconnaissance ne
devrait pas pour autant signifier accorder au Tessin le statut de canton universitaire:
permettant à ce dernier de participer de plein droit à l'ensemble des organismes de la
CUS, l'octroi de ce statut ne devrait intervenir que par étapes, parallèlement au
développement de la nouvelle haute école en matière de recherche notamment. La CUS
a par ailleurs invité les autorités tessinoises à renforcer les structures d'ensemble de
l'USI - entre autres par la mise en place d'un rectorat responsable de la gestion des
trois facultés - afin non seulement de favoriser la création d'une identité universitaire,
mais aussi afin d'offrir aux instances fédérales et cantonales un seul et unique
interlocuteur. 36
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Die Regierungen der Kantone Aargau und Solothurn unterzeichneten Ende Jahr eine
Absichtserklärung zur Schaffung einer gemeinsamen, auf den Raum Aarau-Olten
konzentrierten FHS der Bereiche Technik, Wirtschaft, Gestaltung, Gesundheit und
Soziale Arbeit. In seinem Genehmigungsentscheid von 1998 hatte der Bund die
Fachhochschulprojekte Aargau, Solothurn und beider Basel zu einer Fachhochschule
zusammengefasst und die vier Kantone zu einer sinnvollen Form der interkantonalen
Zusammenarbeit im FH-Verbund Nordwestschweiz (FHNWCH) mit gemeinsamer
Trägerschaft verpflichtet. Die Kantone Aargau und Solothurn eröffneten eine
Vernehmlassung zu den Grundsätzen der geplanten Kooperation, die in einem von den
Kantonsparlamenten zu genehmigenden Trägerschaftsvertrag münden sollte. Hingegen
blieb eine weitergehende Zusammenarbeit mit den beiden Basler Kantonen noch offen.
Denn trotz gut 30 gemeinsam umgesetzten bzw. angelaufenen Projekten der FHNWCH,
dank welchen die Einhaltung der Vorgaben des Bundes gesichert schien, bestanden auf
politischer Ebene unterschiedliche Vorstellungen einer gemeinsamen Trägerschaft.
Dabei nahmen Basel-Land und Basel-Stadt gegenüber dem offensiven Vorpreschen des
Kantons Aargau eine eher bremsende Haltung ein. Mit Enttäuschung war in Basel zur
Kenntnis genommen worden, dass der Bundesrat das Gesuch um Anerkennung des
Hauptstudiengangs für Angewandte Informatik an der FHS beider Basel (FHBB)
abgelehnt hatte. Demgegenüber stimmten die Basler Kantonsparlamente für eine
Erweiterung der FHBB um den Bereich Gestaltung, womit sie erneut den Aargau mit
seinen Fusionsvorschlägen abblitzen liessen. Regionale Empfindlichkeiten und das
Vorantreiben je eigener Prestigeprojekte boten das ganze Jahr über Anlass zu
emotional geführten Diskussionen. Die SP-Kantonalparteien aller vier Kantone setzten
sich für eine Stärkung der Zusammenarbeit ein und verlangten mittels Vorstössen eine
gemeinsame Pädagogische FHS. 37
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Gegen Herbst entfachte der im Rahmen des „Projet triangulaire“ gefasste Plan, die
Pharmazieausbildung auf den Standort Genf zu konzentrieren und in der leer
werdenden Lausanner Ecole de pharmacie die Genomik einzurichten, heftige
Turbulenzen und erbitterten Widerstand. Die Studenten- und Professorenschaft der
Pharmazieschule wehrten sich gegen einen Auszug aus dem erst zehnjährigen, für über
20 Mio Fr. eigens für ihre Bedürfnisse gebauten Gebäude. Solidarität erfuhren sie von
Seiten der waadtländischen Apothekerinnen und Apotheker, welche den Verlust ihres
Fachzentrums befürchteten. Grundsätzliche Bedenken am „Projet triangulaire“ meldete
schliesslich der Studentenverband Fédération des associations d’étudiants (FAE) an
und warnte vor einer Förderung der Forschung auf Kosten der Lehre, vor einer
Vernachlässigung der Geisteswissenschaften sowie vor einer ungenügenden
demokratischen Kontrolle der neuen Strukturen. Im Dezember stimmte der
Waadtländer Grosse Rat der Vorlage für das „Projet triangulaire“ zu und unterstellte
angesichts des vehement geäusserten Widerstands die Fusion der Ecole de pharmacie
dem obligatorischen Referendum. 38
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Vier Jahre nach ihrer Gründung konnte die Università della Svizzera Italiana (USI) ihre
ersten Diplome vergeben. Die Anwesenheit von Bundesrätin Dreifuss am Abschluss des
ersten Studiengangs der USI unterstrich die eben erfolgte Anerkennung des Tessins als
Hochschulkanton. Die Schweizerische Hochschulkonferenz (SHK) hatte die
Bedingungen für eine volle Anerkennung als erfüllt betrachtet und das
Anerkennungsgesuch des Kantons unterstützt. Der Bundesrat genehmigte im November
ein Abkommen zur gleichwertigen Anerkennung von im Tessin und in Italien
absolvierten Studienabschlüssen. Damit wurde die Studienmobilität zwischen der
Schweiz und all ihren Nachbarländern verwirklicht. Um dem bereits in der Erklärung von
Bologna (Juli 1999) geäusserten Willen zur Schaffung eines europäischen
Hochschulraums nachkommen zu können, hatte zuerst die gegenseitige Anerkennung
der Studienabschlüsse durch bilaterale zwischenstaatliche Abkommen gesichert
werden müssen. Mit Schaffung der USI und der Fachhochschule der italienischen
Schweiz komme laut Bundesrat den kulturellen und wissenschaftlichen Beziehungen
zwischen der Schweiz und Italien ein neuer Stellenwert zu. Die USI erfülle als einzige
italienischsprachige Universität der Schweiz eine Brückenfunktion zwischen den beiden
Staaten. 39
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Am 10. Juni sagte die Waadtländer Stimmbevölkerung Ja zu einem Transfer der „Ecole
romande de Pharmacie“ nach Genf zugunsten des „projet triangulaire“ – der
Hochschulkoordination im „Arc lémanique“. Die Stimmergebnisse für den jährlichen
Beitrag von 4,6 Mio Fr. an die in Genf konzentrierte Westschweizer Pharmazie-Schule
sowie für eine Gesetzesänderung, mit welcher der Verzicht auf eine Apothekerschule in
Lausanne beschlossen wurde, fielen relativ knapp aus. Dem Transfer war unter anderem
seitens der Waadtländer Apothekerinnen und Apotheker sowie von Seiten der
Studentenschaft etliche Skepsis entgegengebracht worden. Im Oktober kam es mit der
Angliederung der Sektion Chemie der Universität Lausanne an die ETH Lausanne (ETHL)
zum Vollzug der ersten von vier Etappen des Kooperationsprojektes der beiden
Hochschulen. In der Frage nach der zukünftigen Struktur der so ausgedünnten
Universität beging das Rektorat einen Tabubruch, indem es in einem Bericht an den
Waadtländer Staatsrat die Fusion mit der benachbarten ETHL vorschlug und gezielt die
bisherige Abhängigkeit der Universität vom Kanton bzw. ganz allgemein die
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen kritisierte. Die gemeinsame Verwaltung
der beiden Hochschulen dank einer gemeinsamen Trägerschaft von Bund und Kanton
würde eine bessere Zusammenarbeit erlauben und so das Standhalten gegenüber dem
internationalen Wettbewerb ermöglichen. Im November stimmte der ETH-Rat einer im
Rahmen des „projet triangulaire“ geplanten Strukturänderung der ETHL zu, wonach
diese auf Januar 2002 in eine eigentliche Technische Universität umgewandelt werden
soll. Die zwölf bestehenden Departemente der ETHL werden in fünf Fakultäten mit
einer klaren Schwerpunktsetzung auf den Lebenswissenschaften zusammengefasst. 40

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.06.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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In einer gemeinsamen Vereinbarung bestärkten die Universität Zürich und die ETHZ
ihrerseits die Tradition ihrer Zusammenarbeit und gaben dem Willen Ausdruck,
gegenseitige Durchlässigkeit und Absprachen zu verbessern sowie gemeinsame Projekte
und Einrichtungen zu vermehren. Ein neues Zentrum für Genomik, ein
Lehrerbildungsinstitut mit Beteiligung der Pädagogischen Hochschule sowie ein
Sprachzentrum wurden dabei als Beispiele angeführt. 41

KANTONALE POLITIK
DATUM: 12.09.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Universität Basel machte zügig voran mit der Umsetzung der Bologna-Deklaration.
Nachdem schon auf das Wintersemester 2000/01 das dreistufige System (Bachelor,
Master, Doktorat) in den auf diesen Zeitpunkt neu eingerichteten Pflegewissenschaften
eingeführt worden war, erfolgte auf das Wintersemester 2002/03 erstmals an einer
Schweizer Universität die Umstellung in den gesamten Naturwissenschaften sowie im
Bereich Sport. 2003 soll „Bologna“ auf die wirtschaftswissenschaftliche, juristische und
geisteswissenschaftliche Fakultät ausgedehnt werden. Erleichtert wird die Umsetzung
in Basel durch eine überwiegend positive Einstellung der Studierenden gegenüber dem
Bologna-System. Der gesamtschweizerische „Verband der Schweizerischen
StudentInnenschaft“ (VSS) und die aus dem Dachverband ausgetretene Genfer
Studentenkonferenz äusserten demgegenüber nach wie vor grosse Vorbehalte gegen
„Bologna“, da sie in der vorgesehenen Strukturänderung die Gefahr einer Verschulung
der Studien und eine Beeinträchtigung der Chancengleichheit sehen. 42

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.06.2002
MARIANNE BENTELI

Die Schweizerische Universitätskonferenz (SUK) forderte vom Bundesrat eine
„substanzielle Erhöhung“ der Subventionen an die kantonalen Universitäten. In der
Beitragsperiode 2004-2007 sollten die gesamten Kredite um 900 Mio Fr. erhöht
werden. Die SUK begründete ihr Begehren mit den ständig steigenden
Studierendenzahlen und den anstehenden tiefgreifenden Reformen. Sie wies darauf
hin, dass sich von 1990 bis 2000 die Zahl der Studierenden an den Schweizer
Universitäten (ETH inbegriffen) um 12% von 86 000 auf 97'000 erhöht habe. Im gleichen
Zeitraum sei die Summe aller öffentlicher Finanzierungen der Universitäten real (in
Franken von 2000) von 4,0 Mia Fr. auf 3,3 Mia resp. um 17% reduziert worden, während
gleichzeitig alle politischen Parteien die Bedeutung von Bildungsanstrengungen immer
wieder hervorgehoben hätten. 43

KANTONALE POLITIK
DATUM: 09.07.2002
MARIANNE BENTELI

Als erster Universitätskanton möchte Zürich die von der Interkantonalen
Universitätsvereinbarung festgelegte Höchstgrenze für die Studiengebühren mit der
geplanten Revision des Universitätsgesetzes voll ausschöpfen und die
Semestergebühren praktisch verdoppeln (von heute 640 auf maximal 1224 Fr.).
Dagegen regte sich heftiger Widerstand der Studierenden, welche diese Erhöhung als
Angriff auf die Chancengleichheit bezeichneten. Zunehmend hänge es vom Einkommen
der Eltern ab, ob jemand ein Studium beginnen könne. Bereits heute seien vier von fünf
Studierenden auf einen Nebenerwerb angewiesen, was die Chance auf einen Abschluss
vermindere. Auch weitere Elemente des Revisionsvorhabens – so etwa die Stärkung des
Universitätsrats und die Verschärfung des Numerus clausus – wurden als
„Gegenreform“ gewertet mit dem Ziel, eine Eliteuniversität nach angelsächsischem
Vorbild zu schaffen. 44

KANTONALE POLITIK
DATUM: 13.12.2002
MARIANNE BENTELI

In Basel wurde der Aufbau eines ETH-Instituts für Systembiologie geplant – mit
Federführung bei der ETH Zürich, welcher das neue Grossinstitut später auch als
Departement angegliedert werden soll. Ein Entscheid der SUK über ein entsprechendes
vom Kanton Basel-Stadt eingereichtes Subventionsgesuch war noch hängig. Die beiden
Regierungen der Kantone Basel-Stadt und Basel-Land hatten im Sommer des
Berichtsjahres ihren jeweiligen Parlamenten je 10 Mio Fr. als Anschubfinanzierung für
die Aufbauphase des Instituts beantragt. Insgesamt werden 80 Mio Fr. für den Aufbau
zwischen 2004 und 2007 benötigt. Ab 2008 soll dann das Institut auf die Basis eines
von Bund und Drittmitteln finanzierten jährlichen Budgetvolumens von 40 Mio Fr.
gestellt werden. Alle im Bereich der Life-Sciences engagierten Hochschulen waren
eingeladen, sich an dem Institut für Systembiologie zu beteiligen. 45

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.08.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Gegen Ende des Berichtsjahres kam es zu heftigen Protesten gegen die von der Tessiner
Universität beschlossene schrittweise Schliessung des Alpeninstituts (Istituto di Storia
delle Alpi). Die Universitätsleitung hatte den Entscheid in einem knappen Communiqué
mit der unzureichenden Integration des Instituts in die Bildungsarbeit der Fakultäten
sowie mit der ganz allgemeinen kritischen Reflexion der Präsenz humanistischer
Wissenschaften an der jungen Tessiner Hochschule begründet. Die schrittweise
Schliessung werde die Beendigung der angelaufenen Projekte bis Ende 2005
gewährleisten. Freunde des Instituts – das es verstanden hatte, in wenigen Jahren eine
respektable Forschungs- und Kongresstätigkeit auf die Beine zu stellen sowie
beachtliche Finanzierungsquellen anzuzapfen – starteten umgehend eine
Unterschriftenkampagne. Die Kontroverse brach just zu jenem Zeitpunkt aus, zu
welchem sich die Tessiner Universität nach einer turbulenten Anlaufphase hätte
konsolidieren sollen. 46

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.11.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Anfang Jahr präsentierte der Rat der Universität Basel seine Strategie für die Jahre
2005-2008. Einerseits wolle die Universität ihre Leistungen verbessern, d.h. die Life
Sciences als Schwerpunkt ausbauen (Aufbau des Institutes für Systembiologie
zusammen mit der ETHZ), dem Nachholbedarf in den Rechts- und Sozialwissenschaften
Rechnung tragen und die Modernisierung der Lehre weiterführen. Um Defizite zu
vermeiden, seien neben Kürzungen in den Fächern Theoretische Mathematik,
Kernphysik, Analytische Chemie, Pflanzenphysiologie, Ur- und Frühgeschichte sowie
Musikwissenschaften die vollständige Aufhebung der Bereiche Astronomie, Slawistik
und Erdwissenschaften notwendig; insgesamt sollen 13 Professuren eingespart resp.
umgelagert werden. Gemäss dem Präsidenten des Universitätsrates handle es sich um
die grösste Veränderung des Portfolios, die von der Universität je verlangt wurde. Die
Pläne lösten eine Protestwelle bei den Studierenden aus, worauf die Universitätsleitung
nochmals über die Bücher ging und zum Schluss kam, dass die von der Schliessung
bedrohten drei Fächer erhalten werden könnten, wenn sie mit anderen Bereichen oder
Hochschulen kooperierten. 47

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.01.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Rahmen ihres Sparprogramms schlug die Luzerner Regierung vor, nur noch eine
einzige Hochschule in der Zentralschweiz zu führen und so jährlich rund 3 Mio Fr.
einzusparen. Sie beabsichtigt, die Universität Luzern, die Fachhochschule
Zentralschweiz und die Pädagogische Hochschule Zentralschweiz unter einer
gemeinsamen Führung und einheitlichen Trägerschaft zusammenzulegen und sie zu
stärken. Der Vorschlag stiess im Gegensatz zu den übrigen Sparmassnahmen auf
allgemeine Akzeptanz. 48

KANTONALE POLITIK
DATUM: 28.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Martine Rahier, Professorin für tierische Ökologie und Entomologie, wurde im Januar
als Rektorin der Universität Neuenburg gewählt. Damit wird zum ersten Mal eine
Westschweizer Universität durch eine Frau geleitet. 49

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.01.2008
ANDREA MOSIMANN

Die Stadt Neuenburg wird Sitz der Fachhochschule Jurabogen (HE Arc). Dies wurde im
Januar von den Trägerkantonen Bern, Neuenburg und Jura beschlossen. Die
durchgeführten Analysen haben gezeigt, dass sich Neuenburg aufgrund der
Erreichbarkeit am besten als Sitz der Schule eignet. Mit diesem Beschluss verbunden ist
ein Neubau für die Schule beim Bahnhof Neuenburg. 50

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.01.2008
ANDREA MOSIMANN

Im Berichtsjahr feierte die Universität Zürich ihr 175-Jahr-Jubiläum. Zürich war die
erste Universität Europas, die nicht von einem Landesfürsten oder der Kirche, sondern
von einem demokratischen Staatswesen gegründet wurde. Die Hochschule wollte den
Festakt nutzen, um Wissen mit breiten Kreisen der Bevölkerung zu teilen. Dazu
organisierte sie zahlreiche Ausstellungen, Feste und Präsentationen, welche alle unter
dem Motto „Wissen teilen“ standen. 51

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.02.2008
ANDREA MOSIMANN
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Die ETH Lausanne kann ein internationales Zentrum für Neuroprothesen mit fünf
Lehrstühlen aufbauen. Es soll zur weltweit wichtigsten Einrichtung in diesem
Fachbereich werden und einen Schnittpunkt zwischen Grundlagenforschung, klinischer
Anwendung sowie industrieller Nutzung bilden. Das Zentrum verfügt für einen Zeitraum
von 10 Jahren über ein Budget von 40 Mio Fr., davon stammen 20 Mio Fr. aus den
Familienstiftungen Bertarelli und Borel. 52

KANTONALE POLITIK
DATUM: 12.11.2008
ANDREA MOSIMANN

Im Sommer wurde die Eröffnung des ETH-Departements für Biosysteme in Basel
gefeiert. Im Zentrum der Forschung steht in Basel die synthetische Biologie, welche das
Ziel verfolgt, Systeme mit bestimmten erwünschten Eigenschaften bis hin zur Zelle
herzustellen. Ab Herbst 2010 sollen Studierende auch einen Teil des
Biotechnologiestudiums im neuen Departement absolvieren. 53

KANTONALE POLITIK
DATUM: 08.06.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Juni stimmte der Berner Grosse Rat einer Kantonalisierung der Schweizerischen
Hochschule für Landwirtschaft zu. Gleichzeitig hiess er einen Kredit von 34 Mio Fr. für
einen Erweiterungsbau in Zollikofen gut. Die bisher durch ein Konkordat getragene
Schule wird vollständig in die Berner Fachhochschule integriert und soll künftig
Departement für Agrar-, Forst- und Lebensmittelwissenschaften heissen. 54

KANTONALE POLITIK
DATUM: 08.06.2010
ANDREA MOSIMANN

Forschung

Die Ethikkommission beider Basel (EKBB) hatte ihren Entscheid zum nationalen
Forschungsschwerpunkt „Swiss Etiological Study of Adjustment and Mental Health“
(Sesam), der unter Federführung der psychologischen Fakultät der Universität Basel
steht, bekanntgegeben. Das Gremium sagte grundsätzlich „Ja“ zum Projekt, welches die
Ursachen von psychischen Erkrankungen ergründen will und zu diesem Zweck 3000
Kinder – von der Schwangerschaft bis zum Erwachsenenalter – sowie deren Familien
einer langfristigen Untersuchung unterziehen wird. Allerdings ist der Entscheid der
EKBB mit Auflagen verbunden. So wurde von den Projektverantwortlichen unter
anderem verlangt, dass sie auf DNA-Analysen bei Kindern verzichten. Solche
Untersuchungen sollen erst möglich sein, wenn die Probanden das Erwachsenenalter
erreicht haben. Sowohl die Sesam-Initianten als auch die Kritiker zeigten sich zufrieden
mit dem Entscheid der Ethikkommission. 55

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.03.2007
LINDA ROHRER

1) NZZ und SGT, 14.2.11.
2) TA, 4.1.00; BaZ, 5.1.00.
3) Presse vom 07.11.00; SGT, 22.11.00.
4) NZZ, 28.12.00.; Presse vom 09.11.00
5) NZZ, 23.11.00.
6) AB NR, 2000, S. 1350.; Bund, 17.1.00.; TG, 21.12.00; NZZ, 22.12.00.
7) Bund, 10.2.01; LT, 17.2.01; TA, 19.2.01.; Presse vom 12.02.01.
8) Bund, 5.4., 6.4. und 6.9.01.10; SGT, 9.5., 25.9. und 28.9.01; NZZ, 14.12.01.
9) Bund und TA, 30.10.02; LT, 1.11.02. ; CdT, 23.4., 29.5., 29.8. und 17.10.02.; NLZ, 14.2., 24.5. und 29.9.02; Bund, 26.9.02.
10) AB NR, 2002, S. 301 ff.; NZZ und TA, 19.1., 27.3., 29.5., 21.6., 7.9., 25.11., 26.11.,  3.12.02 und 19.12.02. 
11) BaZ, 19.4., 7.9., 23.9. und 30.11.02.; Presse vom 4.12.02.
12) Presse vom 21.06.03.; WoZ, 25.6.03.
13) SGT, 30.6.04; NZZ, 28.8.04; LT, 26.11.04.
14) AB NR, 2005, S. 1965 und Beilagen IV, S. 33 ff.; Presse vom 13.04.05
15) SN, 27.2.06; NLZ und SGT, 22.5.06; NZZ, 27.11.06.
16) Presse vom 18.10.06.
17) BüZ, 12.1.07.; NZZ, 7.3.07.
18) BaZ, 26.11.08; SN, 3.9.08; SZ, 23.9.08; SGT, 10.10.08.; NZZ, 31.3.08.; www.elternlobby.ch 
19) SN, 8.7.08; NLZ, 29.9.08; Bund und BZ, 3.10.08; LT, 2.7.08.
20) BaZ und TA, 1.12.08; Bund, 2.12.08.
21)  Bund, 20.2.09; Lib., 28.5.09; NLZ,14.5. und 3.7.09.
22) Bund, 28.9.09.
23) AZ, NZZ und TA, 6.11.09.
24) BaZ, 23.01. et 07.07.12; LM, 15.08.12; SoZ, 19.08.12; LT, 22.10.12; TA et NLZ, 20.11.12.
25) TG, 12.3.13; Bund, 13.4.13; SO, 5.5.13;TA, 13.5.13; AZ, 18.5.13; SoZ, 19.05.13; NZZ, 24.9.13; TG, 3.10.13; AZ, 11.10.13; TA,
22.11.13; LT, 2.12.13; Lib, 24.12.13 et 27.12.13.
26) TG, 13.8.14; LT, 5.12., 9.12.14; TA, 26.11.15
27) TA, 21.2.15; Lib, 23.2.15; NZZ, 25.2.15; TG, 2.3.15; Exp, QJ, 3.3.15; LT, Lib, 4.3.15; BZ, 6.3.15; AZ, LT, Lib, TA, TG, 9.3.15; AZ,
10.3.15; LT, 11.3.15; TA, 13.11.15; LT, 18.12.15; BZ, 30.12.15
28) NZZ, 7.1.16; Blick, 1.2.16; NZZ, 19.3.16; BaZ, LZ, 29.3.16; BaZ, 30.3.16; BZ, Lib, 2.4.16; SoZ, 3.4.16; NZZ, TA, 12.4.16
29) Abstimmungszeitung Kanton Zürich vom 21.5.17; Bericht des Luzerner Regierungsrates vom 24.9.17; Resultate Kanton
Zürich vom 21.5.17; WW, 6.4.17; NZZ, 26.4.17; Blick, CdT, LT, NZZ, SGT, TA, TG, 4.5.17; SGT, 5.5.17; AZ, 6.5.17; NZZ, 10.5.17; WW,
11.5.17; TA, 16.5.17; WW, 18.5.17; AZ, 19.5.17; LT, 20.5.17; LT, SGT, 22.5.17; TG, 14.6.17; LT, NZZ, SGT, TA, WW, 15.6.17; Lib, 10.7.17;
LZ, 11.8.17; Lib, 18.9.17; NZZ, 20.9.17; LT, 25.9.17; BaZ, 6.12.17, 8.1., 9.1.18
30) NZZ, 4.2.00.
31) NZZ, 16.5.00.
32) BaZ und NZZ, 30.9.08.
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33) Presse des 19.9, 14.10 et 15.10.94; NQ, 15.12.94; CdT, 16.12.94
34) NQ, 23.8 et 11.10.95; presse des 4.10 et 5.10.95; Ww, 23.11.95
35) VD: JdG, 23.10.96; 24 Heures, 28.10.96. ZH: NZZ, 1.4 et 11.7.96; TA, 20.6 et 11.7.96. FR: NQ, JdG et Lib., 11.4.96. BS: BaZ,
30.10.96. BE: presse du 8.5.96; Bund, 6.9 et 21.9.96. NE: Express, 21.2, 1.6 et 27.6.96.13
36) CdT, 1.7.96; JdG, 2.7.96; CdT, JdG et NZZ, 25.6.96
37) NZZ, 23.3. und 26.6.99; Presse vom 19.5. und 18.12.99; BaZ, 22.5., 25.6., 17.7. und 8.12.99; Presse vom 22.7.99
38) 24h, 22.9.00; LT, 27.10. und 24.11.00; Lib., 10.11. und 29.11.00; TG, 22.11.00; NZZ, 1.12.00. ; Presse vom 07.10.00; Presse
vom 11.10.00; Presse vom 18.08.00
39) NZZ, 16.11.00; LT, 24.11.00.; Presse vom 08.12.00; TA, 20.10.00; CdT, 23.10.00; NZZ, 6.11. und 13.11.00; Bund, 11.12.00. 
40) LT, 18.9.01; NZZ, 25.9.01 und 2.10.01; TA, 26.9.01; BaZ, 17.10.01.; LT, 2.6.01; 24h, 5.6. und 7.6.01.; Presse vom 08.06.01;
Presse vom 10.05.01; Presse vom 11.06.01; Presse vom 16.11.01; Presse vom 18.05.01; Presse vom 21.11.01; Presse vom 23.05.01;
Presse vom 30.03.01
41) Presse vom 12.9.01.
42) NZZ, 5.4. und 15.4.02; Bund, 20.6.02.
43) LT, 6.7.02; NZZ, 9.7.02.
44) Presse vom 13.12.02.; WoZ, 12.12.02.
45) BaZ, 14.2., 13.8., 6.10. und 12.11.03; NZZ, 5.12.03.; Presse vom 15.08.03
46) NZZ, 20.11.03; BaZ, 29.11.03.
47) BaZ, 23.1., 19.2., 20.3., 8.4. und 18.06.04; NZZ, 23.1., 10.3., 8.4. und 26.0604.; Presse vom 30.01.04
48) NLZ, 21.1. und 28.10.05.
49) LT, 16.1. und 4.2.08; QJ, 16.1.08.
50) Bund und QJ, 19.1.08.
51) AZ, 29.2.08.
52) BaZ, LT und NZZ, 12.11.08.
53) NZZ, 8.6.09.
54) Bund, 8.6.10.
55) NZZ, 20.3.07; BaZ, 20.3.07.
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